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 Rechtliche Bedeutung 
von Zuständigkeit.

 Reflexionen zum BTHG
 Lösungsmodelle für 

sachliche/örtliche Zuständigkeit
◦ Kommunale Selbstverwaltung
◦ Übertragung von Landesaufgaben

 Rechtliche, fachliche oder politische 
Bewertung?!



 Gesetzliche Vorschriften zur örtlichen 
Zuständigkeit erfüllen den Zweck, Behörde 
und Bürger/in zur Durchführung eines 
verwaltungsrechtlichen Verfahrens 
zusammenzubringen. 

 Für den/die Bürger/in muss erkennbar sein, 
welche Behörde für sein/ihr Anliegen 
zuständig ist und die Behörde muss ihrerseits 
ihre Zuständigkeit schnell und unkompliziert 
feststellen können, um ihre Aufgabe ohne 
Reibungsverluste wahrzunehmen.



 Mit der Zuständigkeit für die 
Eingliederungshilfe geht der 
Sicherstellungsauftrag (§ 95 SGB IX) einher:

Die Träger der Eingliederungshilfe haben 
im Rahmen ihrer Leistungsverpflichtung 
eine personenzentrierte Leistung für 
Leistungsberechtigte unabhängig vom Ort 
der Leistungserbringung sicherzustellen 
(Sicherstellungsauftrag),…



 Besondere Bedeutung gewinnt die 
Zuständigkeitsbestimmung, weil sie
einhergeht mit der Bestimmung der 
Finanzierungsverantwortung. 

 Einführung des „strikten“ Konnexitätsprinzips
in Art. 49 VerfRLP „Wer bestellt, bezahlt“.

 Finanzierungsrechtlich wirft das Konnexitäts-
prinzip erhebliche Fragen auf und erschwert 
die Bestimmung von Zuständigkeiten. 





 Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die 
langfristige körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in 
Wechselwirkung mit einstellungs- und 
umweltbedingten Barrieren an der 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft 
hindern können. 
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 Zuständigkeit aus einer Hand für ambulante, 
teilstationäre und stationäre Leistungen 

 Zielorientierte Gestaltung der Zugänge zum 
Teilhabesystem durch individuelle 
Teilhabeplanungen, lokale Koordination und 
Planung von Teilhabestrukturen 

 Leistungsgewährung, die sich am individuellen 
Teilhabebedarf des Menschen mit Behinderung 
orientiert und nicht mehr auf Leistungsform, 
Leistungsort und Leistungsanbieter abstellt 

 Verbesserte Steuerung und Wirkungskontrolle 
durch die Kostenträger, um eine am individuellen 
Bedarf orientierte Hilfe zu sichern 



 Die Bundesrepublik Deutschland soll:
◦ Menschen mit Behinderungen soziale 

Dienstleistungen zur Verfügung stellen, die ihnen 
Inklusion, Selbstbestimmung und die Entscheidung, 
in der Gemeinschaft zu leben, ermöglichen und
◦ ausreichende Finanzmittel verfügbar machen, um 

die Deinstitutionalisierung und selbstbestimmtes 
Leben zu fördern.
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 Leistungen wie aus einer Hand: keine 
zeitintensiven Zuständigkeitskonflikte der 
Träger untereinander oder 
Doppelbegutachtungen zulasten der 
Menschen mit Behinderungen.

 Stärkung einer individuellen und den 
persönlichen Wünschen entsprechenden 
Lebensplanung.
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 Die Lebenssituation von Menschen mit 
Behinderungen im Sinne von mehr Teilhabe 
und mehr Selbstbestimmung soll verbessert 
und die Eingliederungshilfe zu einem 
modernen Teilhaberecht weiterentwickelt 
werden, 

 ohne dabei eine neue Ausgabendynamik zu 
erzeugen und die bestehende 
Ausgabendynamik zu bremsen. 
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 § 94 Abs. 1 SGB IX ab 1.1.2018:
Die Länder bestimmen die für die 
Durchführung dieses Teils zuständigen 
Träger der Eingliederungshilfe.

 Mit der Bestimmung geht die Erwartung 
einher, dass der Träger die Ziele des BTHG 
umfassend umsetzt. 

 „Blockade“ spiegelt Zielkonflikte?





 Szenario 1: Zweckverband aus Land und 
Kommunen,

 Szenario 2: Land ist allein zuständig,
 Szenario 3: Kommunen sind allein zuständig,
 Szenario 4: Land ist zuständig und zieht 

Kommune zur Durchführung heran,
 Szenario 5: Land und Kommune gemeinsam 

mit getrennten Zuständigkeiten



 Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und die 
Umsetzung von Inklusion und Menschenrechten,

 Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse für 
Menschen mit Behinderung,

 personenzentrierte Leistung für Leistungsberechtigte, 
unabhängig vom Ort der Leistungserbringung 
(Sicherstellungsauftrag) sowie inklusiv ausgerichtete 
Angebote von Leistungsanbietern,

 einheitliche Politik und Zielsetzung, Beteiligung der 
Menschen mit Behinderungen, ihrer 
Selbstvertretungsverbände und Interessenvertretung,

 gute Fachlichkeit und ausreichende finanzielle, personelle 
und sachliche Ausstattung und Barrierefreiheit,

 der Träger der Eingliederungshilfe muss nah bei den 
Menschen sein.



 Aufbau nicht nur einer neuen Behörde, sondern 
einer grundsätzlich neuen Struktur. 

 Fragen der Finanzierungsquoten und der 
Einflussnahme (Leitung?).

 Der Aufbau eines Zweckverbandes würde 
voraussichtlich weit länger als 2 Jahre in 
Anspruch nehmen. 
◦ Umsetzung von Inklusion und Menschenrechten
◦ Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
◦ Sicherstellungsauftrag
◦ einheitliche Politik und Zielsetzung, Beteiligung
◦ gute Fachlichkeit und finanzielle Ausstattung
◦ nah bei den Menschen



 Wenn das Land die Aufgaben der 
Eingliederungshilfe in eigener Zuständigkeit 
erfüllen muss, so bedarf es einer Vielzahl von 
sozialraumnahmen Außenstellen.

 Herstellung Erreichbarkeit und Beteiligung?
 Herstellung Fachlichkeit und Leistungsfähigkeit?
◦ Umsetzung von Inklusion und Menschenrechten
◦ Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
◦ Sicherstellungsauftrag
◦ einheitliche Politik und Zielsetzung, Beteiligung
◦ gute Fachlichkeit und finanzielle Ausstattung
◦ nah bei den Menschen



 Der Landesteilhabebeirat spricht sich für das 
Land als Träger der Eingliederungshilfe aus. Das 
Land als Träger hat die notwendigen 
Voraussetzungen, um die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention, die Einheitlichkeit 
der Lebensverhältnisse, eine inklusiv 
ausgerichtete und übergreifende 
Angebotsplanung sowie eine einheitliche, an 
Selbstbestimmung ausgerichtete 
Teilhabeplanung unter größtmöglicher 
Beteiligung der Menschen mit Behinderungen zu 
verwirklichen. 



 Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse der 
Leistungsberechtigten erscheint ungesichert

 Sicherstellungsauftrag mit Blick auf 
infrastrukturelle Angebote?

 Abschluss von Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen?

 Einheitliche Politik und Zielsetzung?
◦ Umsetzung von Inklusion und Menschenrechten
◦ Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
◦ Sicherstellungsauftrag
◦ einheitliche Politik und Zielsetzung, Beteiligung
◦ gute Fachlichkeit und finanzielle Ausstattung
◦ nah bei den Menschen



 Angebote der Eingliederungshilfe müssen 
flächen- und bedarfsdeckend zur Verfügung 
stehen und dabei am Sozialraum orientiert 
und inklusiv ausgerichtet sein.

 Selbstbestimmtes Leben in der Gemeinschaft 
setzt immer eine Sozialraumorientierung und 
die damit einhergehende Kenntnis des 
Sozialraums voraus. 

 Ginge damit nicht sogar eine Pflicht einher, 
die Eingliederungshilfe als Aufgabe der 
kommunalen Selbstverwaltung anzunehmen?



 Die einzelnen Kommunen sind zu klein für 
eine auf Inklusion ausgerichtete Struktur-
und Angebotsplanung zur 
Eingliederungshilfe. Auch die Verhandlungen 
von Leistungsvereinbarungen mit 36 
einzelnen Trägern sind unökonomisch und 
nicht zielführend. 

 Für die ehrenamtlich getragenen Gremien in 
der Kommunalpolitik hat der Bereich der 
Eingliederungshilfe eine zu geringe Priorität, 
obwohl sie für den Haushalt wichtig ist. 



 „Mit einer vollständigen Kommunalisierung 
wäre es dem Land auch nahezu unmöglich, 
die Eingliederungshilfe fachlich und finanziell 
zu steuern. Das Land würde voraussichtlich 
einen erheblichen Teil der Ausgaben 
finanzieren müssen und hätte dennoch kaum 
Gestaltungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten.“



 Möglichkeit der Durchsetzung einer 
Fachaufsicht über die aufgabenerfüllende 
Kommune = Zweckmäßigkeitsprüfung. 

 Möglichkeit der gemeinsamen Finanzierung.
◦ Umsetzung von Inklusion und Menschenrechten
◦ Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
◦ Sicherstellungsauftrag
◦ einheitliche Politik und Zielsetzung, Beteiligung
◦ gute Fachlichkeit und finanzielle Ausstattung
◦ nah bei den Menschen 



 Lösungsoption nach Alter:
◦ Für Minderjährige mit Behinderung = kommunale 

Selbstverwaltung.
◦ Für Volljährige mit Behinderungen = Land mit 

Übertragung zur Aufgabendurchführung.
 Lösungsoption nach Übergeordneten 

Aufgaben:
◦ Ausführung der bundesrechtlichen Ansprüche im 

Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung.
◦ Land mit Verantwortung für das 

Leistungserbringungsrecht und fachliche Beratung. 



Art. 28 
Abs. 2 GG

Den Gemeinden muss das 
Recht gewährleistet sein, 
alle Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze in eigener 
Verantwortung zu regeln.

Art. 49 Abs. 4 Verfassung RLP
Den Gemeinden können durch Gesetz 
staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach 
Anweisung übertragen werden. 
Durch Gesetz können den Gemeinden
auch Pflichtaufgaben der Selbstver-
waltung übertragen werden.

Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG

Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz, 
wenn und soweit die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet eine bundesgesetzliche 
Regelung erforderlich macht

Art. 30 GG

Die Erfüllung der 
staatlichen Aufgaben 
ist Sache der Länder.
Sie bestimmen den 
Träger der Eingliede-
rungshilfe (§ 94 
Abs. 1 SGB IX)



 Bei der Bestimmung durch Landesrecht ist 
sicherzustellen, dass die Träger der 
Eingliederungshilfe nach ihrer Leistungsfähigkeit zur 
Erfüllung dieser Aufgaben geeignet sind. Sind in 
einem Land mehrere Träger der Eingliederungshilfe 
bestimmt worden, unterstützen die obersten 
Landessozialbehörden die Träger bei der 
Durchführung der Aufgaben nach diesem Teil. Dabei 
sollen sie insbesondere den Erfahrungsaustausch 
zwischen den Trägern sowie die Entwicklung und 
Durchführung von Instrumenten zur zielgerichteten 
Erbringung und Überprüfung von Leistungen und der 
Qualitätssicherung einschließlich der Wirksamkeit der 
Leistungen fördern.



 Die personenzentrierte Neuausrichtung der 
Eingliederungshilfe erfordert zwingend eine optimierte 
Gesamtplanung. Sie ist Grundlage einer bedarfsdeckenden 
Leistungserbringung. Die Regelungen zur Gesamtplanung 
knüpfen an die Regelungen zur Teilhabeplanung in Teil 1 
an und normieren die für die besonderen Leistungen zur 
selbstbestimmten Lebensführung für Menschen mit 
Behinderungen notwendigen Spezifika. Der Mensch mit 
Behinderung wird in das Verfahren aktiv einbezogen und 
sein Wunsch- und Wahlrecht berücksichtigt.

 Die Gesamtplanung erfolgt umfassend unter 
ganzheitlicher Perspektive. Die Bedarfsermittlung und –
feststellung erstreckt sich auf alle Lebenslagen des 
Menschen mit Behinderungen und erfolgt nach 
bundeseinheitlichen ICF-basierten Maßstäben.



 Steuerungsverantwortung in der Jugendhilfe 
meint eine pädagogisch verankerte 
Fallsteuerung. 

 Steuerungsverantwortung in der 
Eingliederungshilfe wird seitens der 
Kommunen häufig mit dem Recht verwechselt 
über Inhalt und Umfang der Hilfe zu 
entscheiden. 

 Dies bedingt in der Praxis eine stark finanziell 
orientierte Leistungsgewährung. 



 Die Leistungen der neu ausgerichteten 
Eingliederungshilfe sollen passgenau bei den 
Betroffenen ankommen und sparsam und 
wirtschaftlich erbracht werden. Daher wird die 
Steuerungsfunktion der Leistungsträger 
gegenüber den Leistungserbringern gestärkt. 

 Insbesondere wird für die Träger der 
Eingliederungshilfe eine praktikable, bundesweit 
vergleichbare Gesamtplanung normiert. 
Erbrachte Leistungen werden künftig einem 
Prüfungsrecht des Leistungsträgers und einer 
Wirkungskontrolle unterzogen.
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 Die Länder haben auf flächendeckende, 
bedarfsdeckende, am Sozialraum orientierte 
und inklusiv ausgerichtete Angebote von 
Leistungsanbietern hinzuwirken und 
unterstützen die Träger der 
Eingliederungshilfe bei der Umsetzung ihres 
Sicherstellungsauftrages.



Die Länder treffen sich regelmäßig unter Beteiligung des Bundes sowie der 
Träger der Eingliederungshilfe zur Evidenzbeobachtung und zu einem 
Erfahrungsaustausch. Die Verbände der Leistungserbringer sowie die 
Verbände für Menschen mit Behinderungen können hinzugezogen werden. 
Gegenstand der Evidenzbeobachtung und des Erfahrungsaustausches sind 
insbesondere
1. die Wirkung und Qualifizierung der Steuerungsinstrumente,
2. die Wirkungen der Regelungen zum leistungsberechtigten 

Personenkreis nach § 99 sowie der neuen Leistungen und 
Leistungsstrukturen,

3. die Umsetzung des Wunsch- und Wahlrechtes nach § 104 Absatz 1 
und 2,

4. die Wirkung der Koordinierung der Leistungen und der 
trägerübergreifenden Verfahren der Bedarfsermittlung und -
feststellung und

5. die Auswirkungen des Beitrags. 
Die Erkenntnisse sollen zur Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfezusammengeführt werden.



 Herstellung einer gemeinsamen 
Verantwortung von Land und Kommunen, um 
eine sozialraumnahe Eingliederungshilfe für 
die Betroffenen umzusetzen. 

 Zuständigkeit des Landes für die 
Gewährleistungsverantwortung = Abschluss 
von Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen. 

 Ausführung der Aufgaben der 
Eingliederungshilfe durch die Kommunen = 
Fachaufsicht.



 Im Vordergrund der Entscheidung über die 
zukünftige Trägerschaft sollten die 
berechtigten Interessen der Menschen mit 
Behinderung stehen. 


